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Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines
Rechtsanwaltes fÃ¼r ein Beschwerdeverfahren wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

I.

Der 1955 geborene Antragsteller (Ast) begehrt Prozesskostenhilfe (PKH) und
Beiordnung eines Rechtsanwaltes fÃ¼r eine noch einzulegende Beschwerde gegen
den Beschluss vom 07.01.2005, mit dem es das Sozialgericht Regensburg
abgelehnt hat, den Antragsgegner (Ag) im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes
zu verpflichten, Leistungen der Sozialhilfe ab dem 01.01.2005 an den Ast zu
erbringen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼r die ablehnende Entscheidung fÃ¼hrte das Sozialgericht
Regensburg im Wesentlichen aus, der Ast habe seit dem 29.04.2004 Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) bezogen. Seinem
nunmehr geltend gemachten Anspruch, solche Leistungen der Sozialhilfe Ã¼ber
den 31.12.2004 hinaus zu erhalten, stehe Â§ 2 Abs 1 ZwÃ¶lftes Buch
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Sozialgesetzbuch (SGB XII) entgegen, wonach Sozialhilfe nicht erhÃ¤lt, wer die
erforderlichen Leistungen von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. FÃ¼r den
Ast kÃ¤men Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) infrage, die er allein deshalb nicht erhalten
kÃ¶nne, weil er den ihm obliegenden Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen
sei.

Der Ast erwÃ¤gt, hiergegen Beschwerde zum Bayer. Landessozialgericht einzulegen
und beantragt hierfÃ¼r die Bewilligung von PKH und die Beiordnung eines
Rechtsanwaltes.

II.

Der Antrag auf Bewilligung von PKH und Anwaltsbeiordnung ist abzulehnen, weil die
vom Ast beabsichtigte Rechtsverfolgung aller Voraussicht nach keinen Erfolg haben
wird.

GemÃ¤Ã� Â§ 73 a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm Â§ 114 ff Zivilprozessordnung
(ZPO) erhÃ¤lt ein Beteiligter, der nach seinen persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnissen die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nicht, nur zum Teil oder nur in
Raten aufbringen kann, auf Antrag PKH, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung
hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. Ist eine
Vertretung durch AnwÃ¤lte, wie vorliegend, im sozialgerichtlichen Verfahren nicht
vorgeschrieben, wird dem Beteiligten auf seinen Antrag hin ein zur Vertretung
bereiter Rechtsanwalt seiner Wahl beigeordnet, wenn die Vertretung durch einen
Rechtsanwalt erforderlich erscheint (Â§ 121 Abs 2 ZPO).

Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Regensburg vom
07.01.2005, die der Ast erst noch einlegen will, wird aller Voraussicht nach keinen
Erfolg haben. Das Sozialgericht hat es im Ergebnis zu Recht abgelehnt, den Ag im
Wege der einstweiligen Anordnung zur Leistungsbewilligung zu verpflichten.

Eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes im Bezug
auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis gem Â§ 86 b Abs 2 Satz 2 SGG setzt voraus,
dass der Ast einen Anordnungsgrund â�� das ist in der Regel die EilbedÃ¼rftigkeit
â�� und einen Anordnungsanspruch â�� das ist der materiell-rechtliche Anspruch,
auf den der Ast sein Begehren stÃ¼tzt â�� glaubhaft machen kann (Â§ 86 b Abs 2
SÃ¤tze 2, 4 SGG iVm Â§ 920 Abs 2, Â§ 294 Abs 1 ZPO). Im vorliegenden Verfahren
mangelt es bereits an der Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruches.

Das Recht der Sozialhilfe ist seit dem 01.01.2005 neu geregelt. Das bisherige BSHG
wurde gemÃ¤Ã� Art 68 Abs 1 Nr 1 des Gesetzes zur Einordnung des
Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch vom 27.12.2003 (BGBl I S 3022) mit
Wirkung ab dem 01.01.2005 aufgehoben. FÃ¼r die EmpfÃ¤nger bisheriger
Leistungen nach dem BSHG kommen nunmehr Leistungen nach dem SGB II â��
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende â�� und nach dem SGB XII â�� Sozialhilfe
â�� infrage.
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Der Ast, der im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes ausdrÃ¼cklich und
ausschlieÃ�lich Leistungen nach dem SGB XII â�� Sozialhilfe â�� vom Ag erstreiten
will, konnte hierfÃ¼r keinen Anordnungsanspruch im vorgenannten Sinne glaubhaft
machen.

So kann er ab dem 01.01.2005 aus dem frÃ¼heren Bundessozialhilfegesetz schon
deshalb keine AnsprÃ¼che mehr herleiten, weil dieses Gesetz zu diesem Zeitpunkt
bereits auÃ�er Kraft getreten ist. Sein Widerspruch gegen den Bescheid des Ag vom
25.11.2004 Ã¤ndert an dieser Rechtslage nichts.

Auch Ã¼bergangsweise stehen dem Ast solche Leistungen nicht zu, weil keine der
in Â§Â§ 130 ff SGB XII genannten Ã�bergangsvorschriften im Falle des Ast greift.

Einer etwaigen Bewilligung von Hilfe zum Lebensunterhalt gemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs 1,
Â§Â§ 27 ff SGB XII steht Â§ 21 Satz 1 SGB XII entgegen, wonach Personen, die nach
dem SGB II dem Grunde nach leistungsberechtigt sind, grundsÃ¤tzlich keine
Leistungen fÃ¼r den Lebensunterhalt nach dem SGB XII erhalten; fÃ¼r Leistungen
nach Â§ 34 SGB XII gibt es hier keine Anhaltspunkte. Dem Wortlaut des Â§ 21 Satz 1
SGB XII folgend, genÃ¼gt es, wenn der Ast dem Grunde nach leistungsberechtigt
gemÃ¤Ã� den Bestimmungen des SGB II ist, um Leistungen nach dem SGB XII
auszuschlieÃ�en. Der Ast erfÃ¼llt unstreitig die Voraussetzungen des Â§ 7 Abs 1
Satz 1 Nrn 1, 3 und 4 SGB II, er bestreitet lediglich, erwerbsfÃ¤hig im Sinne des Â§ 7
Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB II zu sein. Das bloÃ�e Bestreiten dieser
Tatbestandsvoraussetzung genÃ¼gt im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
allerdings nicht. Der Ast hÃ¤tte vielmehr glaubhaft machen mÃ¼ssen, dass er nicht
erwerbsfÃ¤hig im Sinne der vorgenannten Vorschrift ist. Der Ast hat aber nicht nur
diese Glaubhaftmachung versÃ¤umt, er verweigert bereits die Mitwirkung an der
von der Agentur fÃ¼r Arbeit vorzunehmenden Feststellung, ob er im Sinne des Â§ 8
SGB II erwerbsfÃ¤hig ist oder nicht. DarÃ¼berhinaus verweigert er zudem die nach 
Â§ 37 Abs 1 SGB II erforderliche Stellung eines Antrags auf Bewilligung von
Leistungen nach dem SGB II. Von einer Glaubhaftmachung eines Rechtsanspruches
auf Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt gemÃ¤Ã� Â§Â§ 27 ff SGB XII kann
nach alledem keine Rede sein.

Auch Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs- minderung nach 
Â§Â§ 41 ff SGB XII scheiden aus, weil der Ast nicht zum Kreis der
Leistungsberechtigten gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs 1 SGB XII gehÃ¶rt. Der Ast hat das 65.
Lebensjahr noch nicht vollendet. Er konnte im vorliegenden Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes auch nicht glaubhaft machen, dass er unabhÃ¤ngig
von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des Â§ 43 Abs
2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) ist und es bei ihm darÃ¼ber hinaus
unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann.
Weder auf Grund der Angaben des Ast noch aus sonstigen Angaben oder
Nachweisen musste es der Ag als wahrscheinlich ansehen, dass diese
Voraussetzungen erfÃ¼llt sind und deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs 1 Satz 1 SGB XII
eine medizinische PrÃ¼fung veranlassen.

Solche Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 
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Â§Â§ 41 ff SGB XII wÃ¤ren den Leistungen nach dem SGB II im Ã�brigen auch
nachrangig, weil der Ast nicht zum Kreis der Sozialgeldberechtigten zÃ¤hlt (Â§ 5 Abs
2 Satz 3, Â§ 28 Abs 1 Satz 1 SGB II).

Letztlich hat der Ast im vorliegenden Eilverfahren keinen Anspruch auf Leistungen
nach dem 5. bis 9. Kapitel des SGB XII (Â§ 19 Abs 3 SGB XII) geltend gemacht, so
dass auch insoweit kein Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht ist.

Nur der VollstÃ¤ndigkeit halber weist der Senat darauf hin, dass der Ag auch nicht
nach Â§ 65 a Abs 1 SGB II Ã¼bergangsweise zur Bewilligung von Leistungen
verpflichtet werden kann, weil der Ast sich weigert, den hierfÃ¼r erforderlichen
Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rftige (Â§37 Abs 1, 2 Satz 1 SGB II) zu stellen (vgl. etwa sein Schreiben
vom 03.09.2004).

Fehlt es damit bereits an der Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruches, so
kommt es auf die Frage der Mutwilligkeit und auf die subjektiven
Bewilligungsvoraussetzungen fÃ¼r die PKH nicht mehr an.

Das Verfahren ist kostenfrei; die Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 20.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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